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Ausnahmebewilligung
von einem Fahrverbot

Ein Transportunterneh-
men stellte einen Antrag
nach § 45 Abs. 2 der
Straßenverkehrsordnung auf
Erteilung einer Ausnahme-
bewilligung von dem mit
Verordnung der Bezirks-
hauptmannschaft Innsbruck
für die L11 (Völser Straße)
normierten Fahrverbot für
Lastkraftwagen über 7,5
Tonnen. Die Behörde wies
den Antrag mit der Begrün-
dung ab, das Transportun-
ternehmen sei der ihm ob-
liegenden Mitwirkungs-
pflicht im Zusammenhang
mit dem behaupteten erheb-
lichen wirtschaftlichen In-

teresse an der Erteilung der
Ausnahmebewilligung nicht
nachgekommen.

Gegen diesen Bescheid
erhob das Transportunter-
nehmen Beschwerde an den
Verwaltungsgerichtshof.

Nach ständiger Judikatur
des VwGH gilt hinsichtlich
einer Ausnahmebewilligung
aufgrund erheblichen wirt-
schaftlichen Interesses Fol-
gendes: Erforderlich sind
konkrete Feststellungen im
Hinblick auf die tatsächli-
chen wirtschaftlichen Aus-
wirkungen eines Fahrver-
bots auf das Betriebsergeb-
nis zur Beurteilung der Fra-
ge, ob ein Fahrverbot einen
Unternehmer „außerge-
wöhnlich hart“ treffe. Der

Antragsteller unterliegt da-
bei einer „Mitwirkungs-
pflicht“ (siehe VwGH
14.6.2005, Zl. 2004/02/
0379).

Im vorliegenden Fall hat
die Behörde das Transport-
unternehmen schriftlich auf-
gefordert, Bilanzen, Anla-
genverzeichnis und Lohn-
konten vorzulegen, da diese
für die Beurteilung, ob
Gründe für die angestrebte
Ausnahmebewilligung vor-
lägen, ausschlaggebend sei-
en. Dieser Aufforderung hat
das Transportunternehmen
nicht entsprochen, sondern
den Standpunkt vertreten,
die erzielten Betriebsergeb-
nisse stünden in keinem di-
rekten Zusammenhang mit

dem Fahrverbot, da hiefür
„andere Faktoren“ aus-
schlaggebend sein könnten.
Das Höchstgericht schloss
daraus, dass das Transport-
unternehmen nicht gewillt
gewesen sei, seiner Mitwir-
kungspflicht nachzukom-
men.

Das Transportunterneh-
men vertrat den Standpunkt,
es komme nicht auf das Be-
triebsergebnis an, es sei le-
diglich auf die Mehrbelas-
tung in Bezug auf das Be-
triebsergebnis Bedacht zu
nehmen. Dazu das Höchst-
gericht: „Entgegen der An-
sicht des Transportunterneh-
mens kommt es sehr wohl
auf die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit des jeweili-

Straßenverkehr und Recht
Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs zu den Themen Ausnahmebewilligung von einem 

Fahrverbot aus wirtschaftlichen Gründen, Abschleppen eines Kfz von einem nicht eindeutig 
gekennzeichneten Behindertenparkplatz und Verweigerung eines Alkotests.

Behindertenparkplatz: Bei Entfernung von Hindernissen gilt das Verursachungs- und nicht das Verschuldensprinzip.



gen Antragstellers an.“ Der
Verwaltungsgerichtshof hat
in ständiger Rechtsprechung
zur maßgeblichen Bestim-
mung der Straßenverkehrs-
ordnung (§ 45 StVO) in
Hinblick auf deren Über-
schrift „Ausnahme in Ein-
zelfällen“ und die Wortfolge
„wirtschaftliches Interesse
des Antragstellers“ ausge-
führt, es kämen als derartige
wirtschaftliche Interessen
nur solche Umstände in Be-
tracht, die den Antragsteller
in besonderer Weise beträ-
fen (vgl. VwGH 4.2.1994,
Zl. 93/02/0078). 

Der VwGH setzte fort:
„Ein Antragsteller, der eine
Ausnahme von einem Fahr-
verbot aus wirtschaftlichen
Gründen anstrebt, hat seine
Einkommenssituation im
Einzelnen darzulegen, wo-
bei die kostenmäßige Zu-
mutbarkeit in Verbindung
mit dem Einkommen und
die finanzielle Verkraftbar-
keit maßgebend sind.“ Das
Transportunternehmen wäre
verpflichtet gewesen, bei
Feststellung seines Be-
triebsergebnisses mitzuwir-
ken, was es allerdings in
Verkennung der Rechtslage
verweigert habe. Es komme
aber nicht darauf an, ob die
angeforderten Unterlagen
im Einzelnen zu dieser Fest-
stellung erforderlich wären.
Die Beschwerde wurde als
unbegründet abgewiesen. 

VwGH 2006/02/0120,
20.6.2006

Abschleppen vom 
Behindertenparkplatz

Die Behörde hat be-
stimmte Straßen oder
Straßenstrecken in unmittel-
barer Nähe der Wohnung
oder Arbeitsstätte dauernd
stark gehbehinderter Perso-
nen oder in unmittelbarer
Nähe von Invalidenämtern,
Krankenhäusern, Ambulato-
rien und Sozialversiche-
rungseinrichtungen durch
Verordnung durch ein Hal-

teverbot freizuhalten. Einem
Kfz-Halter wurden die Kos-
ten für die Entfernung und
Aufbewahrung seines Kraft-
fahrzeugs vorgeschrieben,
weil dieses zu zwei Dritteln
auf einem Behindertenpark-
platz abgestellt worden war,
ohne dass im Fahrzeug ein
Ausweis für dauernd stark
gehbehinderte Personen an-
gebracht gewesen wäre.

Der Lenker erhob dage-
gen Beschwerde an den
Verwaltungsgerichtshof und
brachte vor, der Haltever-
botsbereich sei „missver-
ständlich gekennzeichnet“
gewesen.

Aus dem im Verwal-
tungsakt erliegenden Ver-
ordnungsakt ergab sich,
dass an der konkreten Stelle
durch Verordnung ein „Hal-
te- und Parkverbot“ für ei-
nen mit einer Zusatztafel
klar gekennzeichneten „Be-
hindertenparkplatz“ für dau-
ernd stark gehbehinderte
Personen erlassen worden
war. Der räumliche Gel-
tungsbereich des Halte- und
Parkverbots erstreckte sich
auf einen Bereich von ins-
gesamt sechs Metern, je drei
Meter links und rechts vom
Vorschriftszeichen. Der
Verwaltungsgerichtshof
merkte an, „dass die Auf-
stellung eines Straßenver-
kehrszeichens nicht in ei-
nem Winkel von 90 Grad
zur Fahrtrichtung erfolgen
muss“ (vgl. VwGH
15.1.1986, Zl. 84/03/0239).
„Mit dem Hinweis auf ein
nach diesem Verbotsbereich
bestehendes weiteres Ver-
kehrszeichen, welches of-
fenbar auf diesen Verbots-
bereich aufmerksam ma-
chen soll, ist daher für den
Beschwerdeführer nichts
gewonnen, zumal das Fahr-
zeug des Beschwerdeführers
in diesem Verbotsbereich
abgestellt war und es nur
darum geht“, so das Höchst-
gericht.

Überdies gelte im Zu-
sammenhang mit der Entfer-
nung von Hindernissen das
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Verursachungs- und nicht
das Verschuldensprinzip
(vgl. VwGH 30.9.1998, Zl.
98/02/0077). „Der Kraft-
fahrzeuglenker, welchen die
Pflicht zur gehörigen Auf-
merksamkeit trifft, hätte im
Zweifel das Abstellen des
Fahrzeuges zu unterlassen
gehabt“ (vgl. VwGH
23.9.1994, Zl. 94/02/0286),
meinte der VwGH und wies
die Beschwerde als unbe-
gründet ab.

VwGH 2006/02/0057
11.8.2006

Verweigerung eines 
Alkotests

Ein Pkw-Lenker wurde
wegen Verweigerung des
Alkotests mit einer Geld-
strafe in der Höhe von 1.162
Euro bestraft.

Der Lenker erhob
Höchstgerichts-Beschwerde
und brachte vor, die Frage,
ob er zum Zeitpunkt der
Verweigerung des Alkomat-
tests zurechnungsfähig oder,
etwa infolge einer Gehirner-
schütterung, nicht zurech-
nungsfähig gewesen sei, sei
nicht ausreichend geklärt
worden, insbesondere hätte
die Behörde nicht den
Äußerungen der beigezoge-
nen Amtsärzte vertrauen
dürfen, sondern einen Fach-
arzt für Psychiatrie und
Neurologie mit einer Gut-
achtenserstattung beauftra-
gen müssen.

Der Verwaltungsge-
richtshof verwies auf die
ständige Rechtsprechung
(vgl. VwGH 9.9.2005, Zl.
2004/02/0097) und sprach
aus: „Auf Grund eines situa-
tionsbezogenen Verhaltens
eines Probanden ist es ent-
behrlich, ein Sachverständi-
gengutachten über die Zu-
rechnungsfähigkeit einzuho-
len und es ist zulässig, diese
zu bejahen.“ 

Tatsächlich beobachtete
der Lenker bei Eintreffen
der einschreitenden Beam-
ten am Unfallort die Ber-
gung seines schwer beschä-

digten Fahrzeugs durch die
Feuerwehr. Obwohl er den
Beamten gegenüber erklär-
te, dass ihm „nichts fehle“,
wurde die Rettung verstän-
digt. Während des Wartens
auf den Rettungswagen
wurde der Lenker von ei-
nem Beamten über den Un-
fallshergang befragt, legte
auf Aufforderung den Füh-
rerschein vor und stellte den
Unfallshergang aus seiner
Sicht dar. Im Rettungswa-
gen wurde der Lenker vom
Notarzt einer eingehenden
klinischen Untersuchung
unterzogen, wobei keinerlei
Verletzung festgestellt wer-
den konnte. Nach den Anga-
ben des Notarztes machte
der Lenker, der kreislaufsta-
bil und bei vollem Bewusst-
sein war, auf ihn einen völ-
lig orientierten Eindruck.
Bei Verdacht auf Gehirner-
schütterung hätte der Not-
arzt den Beschwerdeführer
ins Krankenhaus mitgenom-
men. Die Frage eines Beam-
ten nach dem Konsum alko-
holischer Getränke beant-
wortete der Lenker nicht,
weshalb er zur Durch-
führung des Alkomattestes
aufgefordert wurde. Diesen
verweigerte der Beschwer-
deführer trotz Aufklärung
über die Folgen. 

Der VwGH erkannte,
dass die belangte Behörde
unter diesen Umständen die
Zurechnungsfähigkeit zum
Tatzeitpunkt frei von
Rechtsirrtum habe anneh-
men dürfen, ohne dass wei-
tere Gutachten eingeholt
hätten werden müssen: Ob
der Beschwerdeführer näm-
lich tatsächlich eine Gehir-
nerschütterung erlitten habe,
sei im Hinblick auf das „si-
tuationsbezogene“ Verhal-
ten anlässlich der Amts-
handlung nicht von Bedeu-
tung (vgl. VwGH 9.9.2005,
Zl. 2004/02/0097). Die Be-
schwerde wurde abgewie-
sen.

VwGH 2006/02/0091
23.5.2006

Valerie Kraus
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